
Sparkassen digitalisieren das Rathaus
Finanzgruppe bietet über „S-Payment“  Funktionen für Kommunen an – Beharrungskräfte mitunter groß

abler“, der öffentlichen Verwaltung  
Hilfestellung auf ihrem Weg zum 
digitalen Rathaus geben kann. 

Dass die öffentliche Hand in 
Sachen Digitalisierung immer noch 
einen enormen Nachholbedarf habe, 
will Stollarz gar nicht verhehlen. 
„Bei Kommunen sind die Verände-
rungszyklen groß. Es gibt klare, aber 
mancherorts eben auch eingefahre-
ne Strukturen“, sagt der 55-Jährige. 
Um hier voranzukommen, gelte es, 
die Belegschaften nicht zu überfor-
dern, sondern auf dem Weg in die 
Digitalisierung miteinzubinden. 
„Wenn wir Standardabläufe verein-
fachen oder automatisieren, werden 
Kapazitäten für andere, bearbei-
tungsaufwändige Prozesse frei“, sagt 
Stollarz. 

 „End-to-End“ lautet  sein Zauber-
wort, was bedeutet, dass die Prozesse 
„fallabschließend“ sein müssten. Ein 
digitaler Bezahlvorgang gehöre 
dazu,   denn mehr als 60 % aller Kon-
takte zwischen Verwaltungen und 
Bürgerinnen und Bürgern haben eine 
Bezahlkomponente – sei es für die 
Marke zum Anwohnerparken, die 
Ausstellung eines Führungszeugnis-
ses oder die Gebühr eines neuen Aus-
weises.  „Die Bürgerinnen und Bürger 

sollen Behördengänge vom Sofa aus 
erledigen können“, sagt er.

 Zwar registriert Stollarz bei den 
Gemeinden immer noch Vorbehalte 
gegenüber der Digitalisierung. Doch 
habe nicht zuletzt die Pandemie dazu 
beigetragen, das Vertrauen in digita-
le Prozesse zu stärken. Und so kann 
der DSV-Chef unterm Strich ein 
hohes Interesse der Verwaltung an 
E-Government feststellen. 

Milliardensumme steht bereit

Ohnehin sei Geld für E-Government 
vorhanden, sagt Stollarz mit Blick auf 
ein Konjunkturpaket der Bundesre-
gierung aus dem Jahr 2020. Dies sieht 
allein 1,4 Mrd. Euro für die Digitalisie-
rung vor, wovon etwa die Hälfte für 
die Umsetzung des OZG reserviert ist. 
Auch der Koalitionsvertrag der neuen 
Bundesregierung setze einen Fokus 
auf Digitalisierung. Nun sei es wichtig, 
dass die versprochenen Mittel aus 
dem Konjunkturpaket verstetigt wer-
den, „damit die Verwaltungsdigitali-
sierung nicht an Schwung verliert“, so 
Stollarz. Und je mehr die Kommunen 
standardisieren und das Mengenge-
schäft automatisieren, desto schneller 
würden sich auch Effizienzgewinne 
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Die Digitalisierung der Verwaltung 
kommt nur zögerlich voran. Mit rund 
52% ist der Anteil der Bevölkerung 
sogar rückläufig, der innerhalb der 
vergangenen zwölf Monate Angebo-
te des digitalen Rathauses in 
Anspruch genommen hat. Dies ergab 
eine Studie der Initiative D21, die 
sich als Denkfabrik zur Gestaltung 
der Informationsgesellschaft defi-
niert. Für Bewegung sollte das 2017 
beschlossene Onlinezugangsgesetz 
(OZG) sorgen, das Bund, Länder und 
Kommunen  verpflichtet, bis 2022 
ihre Verwaltungsleistungen unter 
dem Stichwort E-Government auch 
elektronisch über Verwaltungsporta-
le anzubieten. „Mit einer gewissen 
Verzögerung nimmt die Entwicklung 
jetzt endlich Fahrt auf“, sagt Michael 
Stollarz, Vorsitzender der Geschäfts-
führung der DSV-Gruppe (Deutscher 
Sparkassenverlag) in Stuttgart im 
Gespräch mit der „Börsen-Zeitung“. 
Und dazu möchte nach seinen Wor-
ten die Sparkassen-Organisation 
einen gehörigen Teil beitragen.

 Die Sparkassen-Finanzgruppe 
sehe sich als natürliche Verbündete 
der Kommunen.  Daher hat die auf 
Zahlungsverkehrsdienstleistungen 
spezialisierte Tochter der DSV-Grup-
pe, die S-Payment, unter einer Art 
Eigenmarke namens S-Public Ser-
vices ihre E-Government-Produkte 
zusammengefasst. Dazu zählt insbe-
sondere das E-Payment, für das die 
Sparkassen sich mit fast 3 000 Kom-
munen als Kunden in Deutschland 
als Marktführer betrachten.

Damit deckt S-Public Services 
einen Bereich ab, dem das Fraunho-
fer-Institut für Offene Kommunika-
tionssysteme (Fokus) in Berlin eine 
Schlüsselrolle für die Digitalisierung 
der Verwaltung zuschreibt. Vor die-
sem Hintergrund versteht sich die 
S-Public Services als eine Art „En-

Weil der Bund  Kommunen zu 
einer Digitalisierung ihrer Dienst-
leistungen drängt, sieht sich der 
Deutsche Sparkassenverlag vor 
neuen Aufgaben: Rund um die 
Zahlungsfunktionen bietet die 
Gesellschaft den Städten und 
Gemeinden Funktionen an, um 
den digitalen Zugang für Bürge-
rinnen und Bürger  zu erweitern.

SERIe ESG-Regulierung: Immobilien (7)

„Es geht darum, die Kosten zu optimieren“
Invescos Head of ESG Private Markets über die Treiber des Strebens nach mehr Nachhaltigkeit

Anstrengungen wir unternommen 
haben, und Beispiele dafür zu geben, 
was für Daten wir sammeln können 
und welche Einsparungen sich erzie-
len lassen, die sowohl dem Vermie-
ter als auch dem Mieter zugutekom-
men. Es geht darum, die Kosten zu 
optimieren. Höhere Energiekosten 
bedeuten höhere Ausgaben. Das 
macht sich beim Ergebnis bemerk-
bar. 

n Es ist also eine gemeinsame 
Anstrengung?

Das „Net Zero“-Ziel können wir nicht 
allein erreichen. Dafür müssen wir 
die Mieter mit ins Boot holen.   

n Spielt das Thema ESG auch beim 
Kauf von Immobilien eine Rolle?

Es gewinnt langsam an Bedeutung, 
befindet sich aber immer noch in 
einem sehr frühen Stadium. Viel-
leicht gibt es künftig einen Bewer-
tungsabschlag für ältere Gebäude 
(„Brown Discount“), weil wir beim 
Kauf eines Assets mehr Werkzeuge 
zur Verfügung haben, um die aktuel-
le CO2-Performance des Gebäudes zu 
verstehen und einordnen zu können, 
wie sich das mit den Anforderungen 
der Pariser Klimaziele verträgt. Ein 
erster Schritt ist der Einsatz von LED-
Beleuchtung. Vielleicht muss die Hei-
zung in ein paar Jahren ersetzt wer-
den. Solche Fragen werden immer 
wichtiger. Einige Immobilienbewer-
ter bekommen langsam ein Gefühl 
dafür, wie man CO2-Performance in 
den Bewertungen berücksichtigt, 
aber da stehen wir noch ziemlich am 
Anfang.

n Was macht man also als Investor?
Normalerweise haben wir nicht so 
viele Details, wenn wir die Due Dili-
gence zu einer Akquisition machen. 
Es geht darum, die vorhandenen 
Informationen daraufhin zu prüfen, 

gen und den Kunden die positiven 
Auswirkungen der von uns vorge-
nommenen Veränderungen zu 
demonstrieren.

n Wie sehen das denn Ihre Anleger?
Unterschiedlich. Wir haben einige 
Kunden, die in Sachen ESG schon 
sehr weit sind und die Kennzahlen 
der Gebäude verstehen. Manche bli-
cken sehr weit voraus. Andere begin-
nen erst damit, sich mit der Zukunft 
zu beschäftigen. Institutionelle 
Assetbesitzer unterliegen oft regula-
torischen Vorgaben, etwa Veröffent-
lichungspflichten. Britische Pen-
sionsfonds müssen etwa die TCFD-
Empfehlungen berücksichtigen. 
Manchmal ist ESG ein integraler Teil 
des Geschäfts unserer Kunden, 
manchmal ist die Regulierung der 
Treiber. Wir sehen auf der Kunden-
seite aber weltweit einen echten 
Trend, sich wesentlich mehr zu ESG-
Themen zu engagieren.

n Hat man in den privaten Märkten 
mehr Freiheiten?

In regulierteren Märkten gibt es 
mehr Berichterstattungspflichten. 
Aber in privaten Märkten gibt es sei-
tens der Anleger die Erwartung, dass 
wir transparent sind und offenlegen, 
was wir können. Es sind zunehmend 
ähnliche Fragen zur Interpretation 
von ESG und zu den Daten, die wir 
zur Verfügung stellen können. Diese 
Informationen werden von den Kun-
den abgefragt. Wir haben viel mehr 
Transparenz an den Märkten als 
noch vor ein paar Jahren.

Das Interview führte Andreas Hippin.

Zuletzt erschienen:
u Früh gehandelt für hohe Öko-

stromquote (12. Januar)
u Grüne Bilanzierung nimmt Form 

an (11. Januar)

n Herr Kufer, wird ESG langsam 
auch für die Mieter von Gewerbe-
immobilien zum Thema?

Es wird  ihnen zumindest mehr 
bewusst. Wenn es sich um größere 
Unternehmen handelt, gehen sie in 
der Regel proaktiver auf die Vermie-
ter zu, weil sie ihre eigenen Nachhal-

tigkeitsziele verfolgen. In gewisser 
Weise vereinfacht das die Konversa-
tion. Für kleinere Firmen steht das 
nicht an erster Stelle, aber wir sehen 
auch da eine Veränderung.  

n In welcher Hinsicht?
Vor ein paar Jahren waren Daten zu 
ESG oder CO2-Verbrauch so gut wie 
unbekannt. Da hieß es: Wir küm-
mern uns als Mieter selbst um das 
Thema. Wir regeln das mit der Ener-
gie selber. Der Vermieter soll sich um 
die Gemeinflächen kümmern. 

n Warum hat sich das geändert?
Es ist die Regulierung, die zuneh-
mend Gespräche über diese Themen 
erleichtert. In Europa gibt es Länder 
wie Frankreich, in denen es Vorga-
ben dazu gibt, welche Daten gesam-
melt werden müssen, und wie man 
sich mit den Mietern ins Benehmen 
setzen soll. Das ist ein gutes Modell. 

n Wieso?
Als verantwortungsbewusster Inves-
tor und Vermieter ist das für uns die 
Gelegenheit zu zeigen, welche 

Berenberg weitet
Kreditfondsportfolio aus

Erneuerbare-Energien-Fonds mit BayernInvest

Börsen-Zeitung, 14.1.2022
ste Hamburg – Die Hamburger Pri-
vatbank Berenberg baut mit einem 
vierten Renewable Energy Debt Fund 
ihr Kreditfondsgeschäft  aus. Wie das 
Institut am Donnerstag mitteilte, 
wird der Fonds gemeinsam mit der 
BayernInvest-Tochter der BayernIn-
vest Luxembourg als Verwahrer 
alternativer Investmentfonds aufge-
legt. Der Multi-Investorenfonds 
ermöglicht einer breiten Investoren-
basis wie institutionellen Investoren, 
Family Offices, Kirchen oder Stiftun-
gen,  ab einem mittleren einstelligen 
Millionenbetrag in den Ausbau der 
erneuerbaren Energien zu investie-
ren. Das Zielvolumen des Fonds wird 
mit 500 Mill. Euro angegeben.

„Durch den Fokus auf die Finanzie-
rungsform Junior Debt in sogenann-
ten Late-Stage Projektentwicklungs-, 
Bau- und Betriebsphasen kann für 
Investoren eine attraktive Rendite im 
mittleren einstelligen Prozentbe-
reich bei planbaren Cashflows und 
einer guten Sicherheitenstruktur 
erzielt werden“, so Torsten Heide-
mann, Head of Infrastructure & Ener-
gy bei Berenberg. Mit dem vierten 

Renewable Energy Debt Fund setzt 
die Bank die Strategie der  Vorgän-
gerfonds fort. Unter den Namen 
Berenberg Green Energy Junior Debt 
Fund I, II und III waren bereits drei 
Junior-Debt-Fonds für professionelle 
Anleger mit einem Gesamtvolumen 
von insgesamt rund 600 Mill. Euro 
aufgelegt worden. Der neue Fonds  
ergänzt den Angaben zufolge eine 
Reihe von geschlossenen Kreditfonds 
seit 2016, die über die Direktkredite 
in den Segmenten Unternehmensfi-
nanzierungen, Schiffshypotheken-
darlehen sowie Finanzierungen für 
erneuerbare-Energien- und Infra-
struktur-Projekte vergeben wurden. 
Im Laufe des Jahres plant Berenberg 
die Auflage eines weiteren Renewa-
ble Energy Debt Funds.

Im vorigen Herbst hatte die Bank 
über die Erweiterung ihrer Kredit-
fondsportfolios durch zwei neue, 
gemeinsam mit Universal-Invest-
ment Luxembourg aufgelegte  Multi-
Investorenfonds bekannt gegeben. 
Mit ihnen wachse die Kreditfondsfa-
milie zum Jahresende auf 20 Fonds 
mit einem angestrebten Zielvolumen 
von deutlich über 5 Mrd. Euro an.        

Hansainvest
startet neue Einheit

Schnittstelle  zu Fondspartnern
Börsen-Zeitung, 14.1.2022

ste Hamburg – Bei der Hansainvest 
kümmert sich seit Jahresbeginn 
innerhalb des Geschäftsbereichs 
Financial Assets eine neu gebildete 
Abteilung um die Beziehungen zu 
Kunden und Partnern. Das sechsköp-
fige Team der neuen Einheit „Com-
munity Service Financial Assets“ soll 
von Frankfurt und Hamburg aus vor 
allem die Betreuung von Bestands-
kunden übernehmen und auf Bezie-
hungsebene die wichtigste Schnitt-
stelle zu Fondspartnern sein, wie die 
zum Signal Iduna-Konzern gehören-
de Kapitalverwaltungsgesellschaft 
aus Hamburg mitteilt.

 „Der Aufbau und die Pflege von 
vertrauensvollen Beziehungen zu 
unseren Partnern hat einen bedeu-

tenden Stellenwert für unser Ge-
schäft“, so Jörg Stotz, Sprecher der 
Hansainvest-Geschäftsführung zur 
Gründung der Einheit. Durch die 
neue Einheit erweitert die Gesell-
schaft den Angaben zufolge auch ihr 
Service-Portfolio und baut  Vertriebs- 
und Marketingunterstützung für 
Fondspartner aus. Mit dem neuen 
Team wolle man Dienstleistung und 
Service zusammenbringen und mehr 
„als Sparringspartner auf Augenhöhe 
fungieren“. Von knapp 300 Beschäf-
tigten werden bei Hansainvest aktu-
ell mehr als 420 Publikums- und Spe-
zialfonds mit einem Bruttofondsver-
mögen über 55 Mrd. Euro administ-
riert. Im vergangenen Herbst hatte 
die Gesellschaft eine neue Vision mit 
Fokus auf Assetmanager präsentiert.    

Visa schafft Plattform
für digitales Zentralbankgeld

Pilotprojekt soll Einsatz im Einzelhandel testen
Börsen-Zeitung, 14.1.2022

Bloomberg/BZ Frankfurt  – Visa 
steigt  ähnlich wie die Rivalin Master-
card in das Geschäft mit digitalem 
Zentralbankgeld ein: Das Unterneh-
men für Kartenzahlungen will Zen-
tralbanken ermöglichen, die Anwen-
dung digitaler Währungen im Einzel-
handel zu testen. Sowohl für Stable-
coins, die an eine nationale Währung 
oder einen Währungskorb gebunden 
sind, als auch für digitales Zentral-
bankgeld selbst werde es künftig ver-
schiedene Ansätze geben, sagte Cuy 
Sheffield, Leiter der Kryptoabteilung 
von Visa. Das Unternehmen will   im 
Frühjahr mit Consensys, einer Firma 
für Blockchain-Software, ein Pilot-
projekt starten.

Zahlungsdienstleister sehen in 
digitalen Vermögenswerten, die von 
Staaten garantiert werden, eine 
voraussichtlich sichere Möglichkeit 
zum Einsatz der Blockchain. Die 
Technik soll dabei schneller und effi-
zienter sein als herkömmliche elekt-
ronische Zahlungen. Mastercard hat-
te bereits eine ähnliche Testplattform 
für digitales Zentralbankgeld im Jahr 
2020 gestartet. Aus Sorge, der 
schnell wachsende Kryptomarkt kön-
ne die Finanzmärkte destabilisieren, 
prüfen Regierungen derzeit die Frei-
gabe von digitalem Zentralbankgeld. 
Außerdem arbeitet Visa mit mehr als 
60 Kryptoplattformen zusammen, 
um in Verbindung mit digitalen Wäh-
rungen Karten auszugeben.  

Schwache Standards
 bei Privatmarktanlagen

Investoren und Assetmanager besorgt
Börsen-Zeitung, 14.1.2022

sto Frankfurt – Investoren und Asset-
manager sind bei Investments in Pri-
vatmarktanlagen  besorgt über 
schwache Rechnungslegungs- und 
Kontrollstandards. Dies ergab eine 
gestern veröffentlichte Studie  im 
Auftrag des US-Verwahrers State 
Street  unter 170 Fondsanbietern und 
Assethaltern in Nordamerika und 
Europa. 64 % der Befragten äußerten 
diese Sorge mit Blick auf Investitio-
nen in Private Equity, Private Debt, 
Infrastruktur oder Immobilien. 

Diese Assets werden von Profianle-
gern zunehmend auf der Suche nach 
höheren Renditen im Niedrigzins-
umfeld und zur Diversifizierung ge-
nutzt.  Der Umfrage zufolge wollen 

die Vermögensverwalter ihre durch-
schnittliche Quote in Private Markets 
von 30 auf 35 % steigern, die Investo-
ren von 22 auf 28 %.

Doch neben der schlechten Rech-
nungslegungs- und Kontrollstan-
dards ärgern sich 60 % der Befragten 
auch über die im Vergleich zu börsen-
notierten Investments hohen Ver-
waltungsgebühren der Privatmarkt-
anlagen sowie 58 % über den Mangel 
an einheitlichen Datenstandards. 
Dies seien die Haupthindernisse für 
ein stärkeres Engagement bei Priva-
te-Markets-Assets. 58 % der Investo-
ren gaben an, dass Datenmanage-
ment und Datenqualität schon beim 
Auswahlverfahren unter den Fonds-
managern eine Rolle spielen.

einstellen.  Für die S-Public Services 
bedeutet das Engagement im Sinne 
des OZG laut Stollarz mehr als nur 
einen reinen Business Case. Sicher, 
es springe „eine kleine Marge“ dabei 
heraus, wie er sagt. „Aber wir agieren 
hier auch mit einem am Gemeinwohl 
orientierten öffentlich-rechtlichen 
Auftrag“, sagt Stollarz. 

Die Hilfe, die S-Payment dabei für 
Kommunen leisten können, vermag 
über die Funktion des reinen Zah-
lungsvorgangs hinaus zu gehen. So 
verfügt S-Payment über eine Reihe 
plattformbasierter Tools wie einen 
kommunalen Einkaufsshop, einen 
Ticketshop für Eintrittsmanagement, 
ein Schulden-Management-System 
sowie ein System für Rechnungsser-
vice. Die Produkte folgen laut Stol-
larz dem  Ziel, die Digitalisierung des 
kommunalen Raumes zu ermögli-
chen und zu beschleunigen, zu dem 
er die Finanzverwaltung ebenso 
zählt wie Kultur, Sport und der inner-
städtische Handel. 

So reduziert den Angaben nach die 
Stadt Meersburg über den Einkaufs-
shop der S-Public Services ihre Ein-
standskosten um bis zu 40 %. Oder 
spart die Stadt Essen mithilfe des 
Rechnungsservices  für die digitale 
Erstellung von jährlich 5 500 Rech-
nungen einen Betrag in der Größen-
ordnung von 36 000 Euro. Und es sei 
noch mehr drin: So brächte einer 
Stadt wie Essen laut Stollarz eine 
vollständige Digitalisierung aller 
Rechnungsprozesse eine jährliche 
Ersparnis im mittleren sechsstelligen 
Bereich. „Mit Blick auf den bereits 
spürbaren Fachkräftemangel in den 
Verwaltungen ist der Mehrwert hier 
unserer Einschätzung nach noch 
deutlich höher“, sagt der DSV-Chef. 

Michael Stollarz
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wie wir uns Richtung „Net Zero“ ent-
wickeln können. Dieses Ziel zu errei-
chen, ist eine Reise, die bis ins Jahr 
2050 geht. Wir können antizipieren, 
welche Strategie für einen mögli-
chen Kunden oder Fonds geeignet 
sein könnte. Es geht darum, wie man 
im Laufe der Zeit handeln will, nicht 
um den Einsatz großer Mengen von 
Kapital. Wir müssen pragmatisch in 
unserer Herangehensweise sein. In 
manchen Fällen können Gebäude 
bei der CO2-Performance ein be-
stimmtes Niveau aus technischen 
Gründen einfach nicht erreichen.  
Wir versuchen, bei den gegebenen 
Einschränkungen so viel wie möglich 
zu erreichen.

n Wird derzeit zu viel für „grüne“ 
Gebäude bezahlt?

Es gibt mit Sicherheit einen starken 
Wettbewerb um die neuesten Gebäu-
de mit den neuesten Technologien 
und Standards. Viele Mieter suchen 
nach solchen Objekten, Investoren 
ebenso. Der Markt ist ziemlich eng, 
aber von Überbewertung würde ich 
nicht sprechen wollen. Für uns liegt 
die Chance darin, dem Bestand, der 
bei der Performance vielleicht nicht 
an der Spitze liegt, Wert hinzuzufü-

Maximilian Kufer
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